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Inhalt: Verordnung wegen Ergänzung der Verordnung vom 25. Mai 1887, betreffend die Einrichtung einer 
ärztlichen Standesvertretung, S. 1. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 
durch die Regierungs⸗Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 4. 


(Ir. 9798.) Verordnung wegen Ergänzung der Verordnung vom 25. Mai 1887, betreffend 
die Einrichtung einer ärztlichen Standesvertretung. Vom 6. Januar 1896. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums in Ergänzung der Ver⸗ 
ordnung vom 25. Mai 1887 (Geſetz-Samml S. 169), was folgt: 


Artikel J. 
Vom Aerztekammer⸗Ausſchuß. 
Gt 
Der Aerztefanmer-Ausfhuß wird aus Delegirten der Aerztekammern gebildet. 
Jede Aerztekammer wählt in den Ausſchuß einen Delegirten. Für den letzteren 
wird zugleich ein Stellvertreter gewählt. 


Der Aerztekammer⸗Ausſchuß hat feinen Sitz in Berlin. 
Die Mitglieder des Ausſchuſſes verwalten ihr Amt als ein Ehrenamt. 
§. 2. 

Der Aerztekammer⸗Ausſchuß hat die Aufgabe, innerhalb der den Aerzte⸗ 
kammern zugewieſenen Zuſtändigkeit eine vermittelnde Thätigkeit auszuüben, und 
zwar ſowohl zwiſchen dem Miniſter der Medizinalangelegenheiten und den Aerzte⸗ 
kammern, als auch zwiſchen dieſen unter einander. 

Insbeſondere liegt demſelben ob: 

1) die Vorberathung der von dem Miniſter ihm überwieſenen Vorlagen; 
zu dieſem Zweck hat er die Vorlagen den Aerztekammern zur Berathung 
und Beſchlußfaſſung mitzutheilen, die Ergebniſſe der Berathung und 
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die Beſchlüſſe der Aerztekammern zuſammenzuſtellen und unter Bei⸗ 
fügung der Beſchlüſſe und der ihnen zu Grunde liegenden Verhand— 
lungen an den Miniſter gutachtlich zu berichten; 

2) die Vorberathung der von einzelnen Aerztekammern oder von Mit⸗ 
gliedern des Aerztekammer⸗Ausſchuſſes an ihn gerichteten Anträge, zu 
dieſem Zweck hat er die Anträge den Aerztekammern zur Berathung 
und Beſchlußfaſſung mitzutheilen, nach den Ergebniſſen der Berathung 
die Anträge im Sinne der Mehrheit der gefaßten Beſchlüſſe zu er⸗ 
ledigen und hiervon die Aerztekammern zu benachrichtigen. 

Die Zuſtändigkeit der Aerztekammern wird durch den Aerztekammer-Ausſchuß 

nicht beſchränkt. 
$. 3. 

Die Mitglieder des Aerztekammer-Ausſchuſſes und deren Stellvertreter 
werden für die Dauer der Wahlperiode der Aerztekammern gewählt. Die Wahl 
derſelben erfolgt unter ſinngemäßer Anwendung der für die Wahl des Vorſtandes 
der Aerztekammer gegebenen Vorſchriften in der im §. 8 Abſatz 1 der Verordnung 
vom 25. Mai 1887 bezeichneten Wahlverſammlung. 

Das erſte Mal wird der Zeitpunkt der Wahl von dem Minifter der 
Medizinalangelegenheiten beſtimmt. 

Der Aerztekammer-Ausſchuß führt auch nach Ablauf der Wahlperiode bis 
zur Konftitwirung des neuen Ausſchuſſes die Geſchäfte einſtweilen weiter 


$. 4. 

Der Aerztekammer⸗Ausſchuß wählt aus ſeiner Mitte einen Vorſitzenden 
und einen Stellvertreter. 

Das erſte Mal erfolgt die Berufung des Ausſchuſſes durch den Miniſter 
der Medizinalangelegenheiten, welcher auch für diesmal entweder ſelbſt oder 
durch einen von ihm ernannten Kommiſſar die Wahl des Vorſitzenden und des 
Stellvertreters leitet. 

Der Vorſitzende hat den Verkehr des Ausſchuſſes nach Außen zu vermitteln 
und für die Ausführung der Beſchlüſſe deſſelben Sorge zu tragen. 

Der Vorſitzende beruft, ſo oft es die Lage der Geſchäfte erfordert, jährlich 
jedoch in der Regel wenigſtens einmal die Mitglieder zu Sitzungen und leitet 
in denſelben die Verhandlungen. 

Die Berufung erfolgt mittelſt ſchriftlicher Einladung, welche die Gegen- 
ſtände der Tagesordnung enthalten muß und ſpäteſtens vierzehn Tage vor der 
Sitzung eingeſchrieben zur Poſt zu geben iſt. 

Mitglieder, welche am Erſcheinen behindert ſind, haben hiervon behufs 
Einladung der Stellvertreter dem Vorſitzenden rechtzeitig Anzeige zu machen. 

Der Vorſitzende hat binnen vierzehn Tagen nach erfolgter Konſtituirung 
des Ausſchuſſes hiervon unter Einreichung eines Verzeichniſſes der Mitglieder und 
ihrer Stellvertreter dem Miniſter der Medizinalangelegenheiten Anzeige zu erſtatten. 
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F. 5. 
a Der Aerztekammer-Ausſchuß beſchließt nach abſoluter Stimmenmehrheit. 
Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. 

Zur Beſchlußfähigkeit des Ausſchuſſes iſt die Theilnahme der Mehrheit der 
Mitglieder erforderlich. Die Beſchlüſſe des Ausſchuſſes können mittelft ſchriftlicher 
mung gefaßt werden, ſofern nicht ein Mitglied mündliche Abſtimmung 
verlangt. 

Im Uebrigen regelt der Ausſchuß ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig. 


$. 6. 
Den Aerztekammern bleibt es überlaſſen, die für den Aerztekammer⸗ 
Ausſchuß erforderlichen Mittel bereit zu ſtellen. 


. 
Die allgemeine Staatsaufſicht über den Aerztekammer⸗Ausſchuß wird durch 
den Miniſter der Medizinalangelegenheiten geführt. 


Artikel II. 

Die Vorſchrift im $. 8 Abſatz 5 der Verordnung vom 25. Mai 1887, 
wonach der Vorſtand der Aerztekammer für die Dauer der Wahlperiode der 
letzteren zu wählen iſt, wird dahin erweitert, daß der Vorſtand auch nach Ablauf 
der Wahlperiode die Geſchäfte bis zur Konſtituirung des neuen Vorſtandes einft- 
weilen weiterzuführen hat. 

Artikel II. 

Dieſe Verordnung iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 6. Januar 1896. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. 
Thielen. Boſſe. Bronſart v. Schellendorff. Frhr. v. Marſchall. 
Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz⸗Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


J) der Allerhöchſte Erlaß vom 22. Auguſt 1894, betreffend die Verleihung 


* 


des Enteignungsrechts an den Landkreis Bromberg zur Entziehung und 
zur dauernden Beſchränkung des für den Bau der Kleinbahnen 1) von 
Schleuſenau bei Bromberg nach Crone a. Br. mit Abzweigungen nach 
Mühlthal und Triſchin, 2) von der Moltkegrube bei Goscieradz über 
Trzementowo und Kasprowo nach Suchary mit Abzweigungen nach 
Samſieczno und Marienſee, 3) von Marthashauſen nach Kasprowo, 
4) von Trzementowo nach Wierzchucin in Anſpruch zu nehmenden Grund⸗ 
eigenthums, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Bromberg 
Nr. 49 S. 509, ausgegeben am 6. Dezember 1894, 

der Allerhöchſte Erlaß vom 16. Januar 1895, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Wirſitz zur Entziehung und zur 
dauernden Beſchränkung des für den Bau der Kleinbahnen 1) von Weißen⸗ 
höhe über Lobſens nach Witoslaw mit Abzweigung von Czaycze nach 
Wiſſek, 2) von Dembowo nach Nakel mit Abzweigung von Waltershauſen 
nach Erlau, 3) von Nakel über Suchary bis zur Grenze mit dem Land⸗ 
kreiſe Bromberg in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 8 S. 49, ausgegeben 
am 21. Februar 1895, 


3) das am 28. September 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Ent⸗ 


und Bewäſſerungsverband Baumgart im Elbinger Deichverbande, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 47 S. 419, aus⸗ 
gegeben am 23. November 1895, 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 28. September 1895, betreffend die Anwendung 


der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die Chauſſee von Ihne 
nach Scherl im Kreiſe Altena, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Arnsberg Nr. 49 S. 690, ausgegeben am 7. Dezember 1895; 


5) der Allerhöchſte Erlaß vom 6. Oktober 1895, betreffend die Verleihung 


6) 


des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Gardelegen für die 
von ihm erbaute Chauſſee von Vinzelberg bis zur Kreisgrenze bei Witten⸗ 
moor, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 48 
S. 467, ausgegeben am 30. November 1895, 

der Allerhöchſte Erlaß vom 4. November 1895, betreffend die Anwendung 
der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die von dem Kreiſe 
Marienburg gebauten Chauſſeen: 1) von Thiergarth über Campenau 
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bis zur Grenze mit dem Kreiſe Stuhm in der Richtung auf Alt⸗ 
Dollſtädt, 2) von Thiensdorf nach Dreiroſen, 3) von Gr. Leſewitz über 
Kl. Leſewitz bis zur Kreischauſſee Neuteich⸗Gr. Mausdorf, 4) von Ladekopp 
über Tiege nach Marienau, 5) von Orlofferfelde nach Fürſtenwerder, 
6) von Schoeneberg bis Sorge-Trift mit Abzweigung nach Palſchau, 
7) von Kalthof nach Trampenau, 8) von Tiegenhof über Rückenau bis 
zur Grenze mit dem Landkreiſe Elbing bei Kl. Mausdorf, 9) von der 
Kreischauſſee Alt⸗Münſterberg⸗Kloſſowo nach Wernersdorf, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 50 S. 439, ausgegeben 
am 14. Dezember 18955 


der Allerhöchſte Erlaß vom 4. November 1895, betreffend die Genehmigung 
des II. Nachtrags zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung vom 7. Dezember 
1891 und des V. Nachtrags zum revidirten Reglement der Feuerſozietät 
der Oſtpreußiſchen Landſchaft vom 1. November 1886, durch die Amts⸗ 
blätter a 
der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 49 S. 485, ausgegeben 
am 5. Dezember 1895, 
der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 49 S. 447, ausgegeben 
am 4. Dezember 1895, 
der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 49 S. 363, ausgegeben 
am 5. Dezember 1895; 


8) der Allerhöchſte Erlaß vom 4. November 1895, betreffend die Herab⸗ 
ſetzung des Zinsfußes der von dem Kreiſe Tondern auf Grund des 
Allerhöchſten Privilegiums vom 1. November 1882 ausgegebenen An⸗ 
leiheſcheine von 4 auf 3½ Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Schleswig Nr. 60 S. 475, ausgegeben am 7. Dezember 1895, 


9) der Allerhöchſte Erlaß vom 4. November 1895, betreffend die Herab⸗ 
ſetzung des Zinsfußes der von der Stadt Wiesbaden auf Grund des 
Allerhöchſten Privilegiums vom 15. Dezember 1890 aufgenommenen 
Anleihe von 4 auf 3½ oder 3 Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Wiesbaden Nr. 51 S. 397, ausgegeben am 19. Dezem⸗ 
ber 1895; 

das am 4. November 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft zu Kadlub⸗Turawa im Kreiſe Oppeln, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 48 S. 373, 
ausgegeben am 29. November 1895; 


11) das am 4. November 1895 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Podleſie im Kreiſe Pleß O. S., durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 49 S. 382, ausgegeben 
am 6. Dezember 1895; 
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12) der Allerhöchſte Erlaß vom 12. November 1895, durch welchen der Stadt⸗ 
gemeinde Aachen das Recht verliehen worden iſt, für die Zwecke ihres 
Waſſerwerks das der Gemeinde Raeren im Kreiſe Eupen an dem Grenz⸗ 
wege „Kinkebahn“ zuſtehende Eigenthumsrecht mit einer dauernden Be⸗ 
ſchränkung zu belaſten, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Aachen Nr. 56 S. 411, ausgegeben am 19. Dezember 1895; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 14. November 1895, betreffend die Herab⸗ 
ſetzung des Zinsfußes der von der Stadt Cottbus auf Grund des Aller⸗ 
höchſten Privilegiums vom 18. Dezember 1889 aufgenommenen Anleihe 
von 3½ auf 3 Prozent, ſowie die Tilgung der Anleihe außer durch 
Auslooſung der Anleiheſcheine durch freihändigen Ankauf derſelben, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 51 S. 387, 
ausgegeben am 18. Dezember 1895, 


das Allerhöchſte Privilegium vom 18. November 1895 wegen Aus⸗ 
fertigung auf den Inhaber lautender Obligationen der Provinz Hannover 
im Betrage von 15 000 000 Mark, durch die Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Hildesheim Nr. 51 S. 403, ausgegeben 
am 20. Dezember 1895, 
der Königl. Regierung zu Lüneburg Nr. 52 S. 401, ausgegeben 
am 27. Dezember 1895, 
der Königl. Regierung zu Stade Nr. 51 S. 405, ausgegeben am 
20. Dezember 1895, a 
der Königl. Regierung zu Osnabrück Nr. 52 S. 367, ausgegeben 
am 27. Dezember 1895, 
der Königl. Regierung zu Aurich, Jahrgang 1896 Nr. 1 S. l, 
ausgegeben am 3. Januar 1896 
(zu vergleichen die Bekanntmachung Jahrgang 1895 Nr. 4 S. 590); 


15) das Allerhöchſte Privilegium vom 25. November 1895 wegen Aus⸗ 
fertigung auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Königl. Haupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Hannover im Betrage von 8 000 000 Mark, durch das 
Amtsblatt für den Regierungsbezirk Hannover Nr. 52 S. 331, aus⸗ 
gegeben am 27. Dezember 1895; 

16) das Allerhöchſte Privilegium vom 9. Dezember 1895 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Landgemeinde Groß-Lichter- 
felde im Betrage von 2321000 Mark, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin, Jahrgang 1896 Nr. 2 
S. 5, ausgegeben am 10. Januar 1896. 
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Nedigivt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


